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im Bereich der Grenzzone unter Vorlage der Erlaubnis beim 
zuständigen Kontrollpunkt ab- bzw. anmelden.

V. Abschnitt
Ordnung in den Grenzgebieten an der Staatsgrenze 

der Deutschen Demokratischen Republik 
zur Volksrepublik Polen

und zur Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik

§ 30
Fischfang und Angelsport

(1) Die Ausübung der Fischerei und des Angelsports in den 
Grenzgewässern zur Volksrepublik Polen und zur Tschecho­
slowakischen Sozialistischen Republik bis zur Staatsgrenze ist 
gestattet. Die Schiffahrt darf nicht behindert werden.

(2) Das Fischen und das Angeln in den Grenzgewässern ist 
in der Zeit von Sonnenaufgang bis Sonnenuntergang gestattet. 
Ortsfeste Fangeinrichtungen müssen 50 m von der Staats­
grenze entfernt sein. In den Grenzwasserläufen ist das Angeln 
nur vom Lande aus gestattet.

§ 31
Sportbootverkehr auf der Oder

(1) Der Verkehr mit Sportbooten auf der Oder von km 542,4 
bis km 704,1 und der Westoder von km 0,0 bis km 17,1 ist

* grundsätzlich in der Zeit vom 1. April bis 31. Oktober eines 
jeden Jahres täglich von Sonnenaufgang bis Sonnenuntergang 
gestattet.

(2) In Abhängigkeit von den Navigationsbedingungen kann 
der im Abs. 1 festgelegte Zeitraum vom Wasserstraßenauf­
sichtsamt der Deutschen Demokratischen Republik im Ein­
vernehmen mit dem Grenzbevollmächtigten der Deutschen 
Demokratischen Republik zur Volksrepublik Polen verändert 
werden.

(3) Sportboote können die ganze Breite der Grenzgewässer 
benutzen. Sie haben am Heck oder Bug die Staatsflagge zu 
führen. An Bord befindliche Personen müssen die Personal- 
und Schiffsdokumente mitführen, die nach den für sie gelten­
den Rechtsvorschriften gefordert werden.

(4) Die Durchführung von Veranstaltungen auf den Grenz­
gewässern bedarf der Erlaubnis der Deutschen Volkspolizei. 
Die Erlaubnis ist mindestens 6 Wochen vor dem geplanten 
Termin der Veranstaltung bei der Bezirksbehörde der Deut­
schen Volkspolizei Frankfurt (Oder) zu beantragen. Die 
Erteilung der Erlaubnis erfolgt im Einvernehmen mit dem 
Grenzbevollmächtigten der Deutschen Demokratischen Repu­
blik. Die Sportveranstaltungen dürfen die Schiffahrt nicht 
beeinträchtigen.

(5) Der Hauptgrenzbevollmächtigte der Deutschen Demo­
kratischen Republik ist berechtigt, den Sportbootverkehr auf 
den Grenzgewässern zeitweilig zu untersagen.

(6) Für die Durchfahrt mit Sportbooten durch die Gewässer 
der Volksrepublik Polen zu den Seegewässern der Deutschen 
Demokratischen Republik gelten die völkerrechtlichen Ver­
träge über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Binnen­
schiffahrt.2

§ 32
Fischereifahrzeuge und Sportboote

(1) Die zur Ausübung der Fischerei benutzten Wasserfahr­
zeuge sind durch den zuständigen Rat des Bezirkes zu regi­
strieren. Sie erhalten nach der Registrierung ein Erkennungs­
zeichen, das sichtbar an den Fahrzeugen anzubringen ist.

(2) Das • Liegen und Anlegen von Fischereifahrzeugen und 
Sportbooten am eigenen Ufer im Bereich der Grenzgewässer * 25

2 z. Z. gilt: Abkommen zwischen der Regierung der Deutschen 
Demokratischen Republik und der Regierung der Volksrepublik Polen 
über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Binnenschiffahrt vom
25. November 1971 (GBl. II 1972 Nr. 9 S. 120).

ist nur an den festgelegten und gekennzeichneten Liegeplätzen 
gestattet. Sie sind vom Rechtsträger, Eigentümer oder sonsti­
gen Nutzer so zu sichern, daß eine unbefugte Benutzung aus­
geschlossen ist.

(3) Das Anlegen mit Fischereifahrzeugen und Sportbooten 
am Ufer der Volksrepublik Polen ist grundsätzlich nicht 
gestattet. Sind diese Wasserfahrzeuge oder die an Bord be­
findlichen Personen gezwungen, am Ufer der Volksrepublik 
Polen anzulegen bzw. das Ufer zu betreten, sind die örtlich 
zuständigen Grenz- bzw. Kontrollorgane der Volksrepublik 
Polen unverzüglich zu benachrichtigen.

§ 33
Arbeiten und Dienstverrichtungen 

auf dem Hoheitsgebiet benachbarter Staaten

(1) Bürger der Deutschen Demokratischen Republik, die auf 
Grund Völkerrechtlicher Verträge mit Arbeiten bzw. Dienst­
verrichtungen in der Nähe der gemeinsamen Staatsgrenze auf 
dem Hoheitsgebiet der Volksrepublik Polen bzw. auf dem 
Hoheitsgebiet der Tschechoslowakischen Sozialistischen Repu­
blik beauftragt sind, müssen im Besitz eines Grenzausweises 
sein.

(2) Der Grenzausweis berechtigt zur Durchführung von 
Arbeiten bzw. Dienstverrichtungen auf dem Hoheitsgebiet der 
Volksrepublik Polen bis zu einer Entfernung von 150 m bzw. 
auf dem Hoheitsgebiet der Tschechoslowakischen Sozialisti­
schen Republik bis zu einer Entfernung von 5 km von der 
gemeinsamen Staatsgrenze. Bei Notwendigkeit können diese 
Entfernungen erweitert werden. In diesem Falle haben die 
Leiter der Betriebe und Dienststellen bei der Durchführung 
von Arbeiten und Dienstverrichtungen:

a) auf dem Hoheitsgebiet der Volksrepublik Polen die er­
forderliche Entfernung in den Grenzausweis, unter 
„Bemerkungen“einzutragen,

b) auf dem Hoheitsgebiet der Tschechoslowakischen Sozia­
listischen Republik die Zustimmung des zuständigen 
Grenzbevollmächtigten der Deutschen Demokratischen 
Republik einzuholen.

(3) Der Grenzübertritt zur Durchführung von Arbeiten bzw. 
Dienstverrichtungen erfolgt mit den festgelegten Grenzüber­
trittsdokumenten grundsätzlich über Grenzübergangsstellen. 
Der Grenzübertritt an anderen Orten ist nur in besonderen 
Fällen und mit Zustimmung des zuständigen Grenzbevoll­
mächtigten der Deutschen Demokratischen Republik gestattet.

(4) Die Durchführung von Arbeiten bzw. Dienstverrichtun­
gen ist von Sonnenaufgang bis Sonnenuntergang zulässig. 
Besteht täie Notwendigkeit, Arbeiten bzw. Dienstverrichtun­
gen über die genannte Zeit hinaus durchzuführen, sind 
darüber der zuständige Grenzbevollmächtigte der Deutschen 
Demokratischen Republik, in besonders dringenden Fällen 
die nächstgelegene Dienststelle der Grenztruppen der DDR, 
zu informieren.

(5) Die Bestimmungen der Absätze 2 und 4 gelten nicht für 
die zur Sicherung des Verkehrsablaufes an Ubergabe-/Über- 
nahmebahnhöfen und für die zur Eisenbahntransportbeglei­
tung eingesetzten Personen sowie für die Angehörigen der 
Grenz-, Paßkontroll- und Zollkontrollorgane.

(6) Für die Ausstellung, Nachweisführung und Einziehung 
der Grenzausweise sind die Leiter der Betriebe oder Dienst­
stellen verantwortlich, deren Angehörige mit Arbeiten bzw. 
Dienstverrichtungen beauftragt sind. Die erforderlichen Vor­
drucke für Grenzausweise werden den Leitern der Betriebe 
und Dienststellen durch die zuständigen Volkspolizei-Kreis­
ämter auf Antrag zur Verfügung gestellt.

(7) Die Gültigkeitsdauer der Grenzausweise ist bei Aus­
stellung auf 1 Jahr zu begrenzen, sie kann um weitere 
6 Monate verlängert werden. Nach Ablauf der Gültigkeits­
dauer bzw. bei Beendigung des Arbeitsrechts- oder Dienst­
verhältnisses sind die Grenzausweise einzuziehen.


